
Aktenzeichen:

J.9.BY_755/55

Verkünäet

am 23° März 1956

hat

die

für

1.)

z,)

I m N a m e n d e 3 V o l k e 3

In Sachen

Beklagten und Revisionskläger,

\

gegen

Klägerin und Revisionsbeklagte,

der 10, Senat des Bündessozialgerichts auf

mündliche Verhandlung vom 25. März 1956

Recht erkannt:

Die Revision des Beklagten gegen das Urteil

des Landessozialgerichts ................
vom 16. Februar 1955 wird als unzulässig

verworfen.

Die Beklagte hat der Klägerin die außerge—

richtlichen Kosten zu erstatten.

Von Rechts wegen.
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Der Ehemann der Klägerin wurde am 5. Dezember 1959 durch

einen Pistolenschuß, den ein deutscher Wehrmachtsangehöriger

nach einem Wortwechsel auf ihn abgefeuert hatte, verletzt und

verstarb am 10. Dezember 1959 an den Folgen der Verletzung°

Das Versorgungsamt (VersA„) xinxx bewilligte der Klägerin

mit Bescheid vom 15. Mai 1941 auf Grund eines Erlasses des OKW

vom 50„ Dezember 1940 mit Genehmigung des Reichsministers des

Innern und im Einvernehmen mit dem Reichsminister der Finanzen“

gemäß 5 15 PSChVO ab Antragsmonat für sich und ihre Kinder Hin—

terbliebenenversorgung nach dem Wehrmachtfürsorge— und Versor—‘

gungsgesetz (WFVG). Im Jahre 1945 wurde die Zahlung der Hinter—
bliebenenversorgung eingestellt„

Vom 1° November 1949 an wurde der Klägerin eine jederzeit

widerrufliche Zuwendung im Wege des Härteausgleichs gewährt.

Durch Bescheid des VersA° xxxxxx vom 29, Juli 1952 wurde die

Zahlung der Zuwendung vom 10 September 1952 an wieder eingestellt

und der Anspruch der Klägerin auf Hinterbliebenenrente abgelehnt,
da die tödliche Verletzung ihres Ehemannes nicht Folge einer
Schädigung im Sinne des 5 1 Bundesversorgungsgesetzes (BVG) sei„

Auf die Berufung der Klägerin hob das Versorgungsgericht

mxxxxxxixxix durch Urteil vom 25. November 1953 den Bescheid des

VersA° xxxixx vom 29. Juli 1952 auf und verurteilte den Beklag—

ten, der Klägerin über den 51„ August 1952 Hinterbliebenenver—

sorgung zu gewähren° Es begründete seine Entscheidung damit, daß

der Beklagte der Klägerin mit Bescheid vom 15° Mai 1941 vorbe—

haltlos Hinterbliebenenversorgung zuerkannt habe° Das auf Grund

mündlicher Verhandlung erlassene Urteil wurde dem Beklagten am

40 Januar 1954 zugestellt. Am 15° Januar 1954 legte er dagegen

Berufung beim Landessozialgericht (LSGer.) xxxxxyxxxxxxxzx ein°

Das LSGer° xxxxxxxxXxxxxXx hat die Berufung des Beklagten

durch Urteil vom 16° Februar 1955 als unbegründet zurückgewie—

sen° Darin ist ausgeführt, daß das vom Beklagten am 15° Januar

1955 gegen das Urteil des Versorgungsgerichts xxxxxxxXX1X3 ein—

gelegte Rechtsmittel als Berufung im Sinne der @@145 ff SoZial—

gerichteges€tz (SGG) anzusehen ist„ Das Urteil sei zwar vor dem
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Inkrafttreten des SGG (1.1.1954) verkündet, aber erst da—
nach zugestellt und mit der Berufung angefochten worden. An

die Stelle des Rekurses nach altem Recht (gemäß 59 90 ff. des

Verfahrensgesetzes in Versorgungssachen vom 10.1.1922 in der

Fassung vom 20. März 1928) sei mit dem Inkrafttreten des SGG

die Berufung getreten° Diese wiederum sei nach 55 145 ff. SGG

zulässig, da keiner der im 5 148 SGG vorgesehenen Ausschlies—

sungsgründe vorliege. In der Sache selbst sei die Berufung

nicht begründet.

Das L8Ger. hat in seinem Urteil die Revision zugelassen.

Gegen das am 13. August 1955 zugestellte Urteil hat der

Beklagte am 20. August 1955 Revision eingelegt und beantragt,

*das Urteil des LSGer. aufzuheben und der Berufung gegen das
Urteil des Versorgungsgeriohts XXXXXXXXXXXX vom 25. November"

1953 "dem Antrag entsprechend" stattzugeben.

Der Beklagte stützt die Revision darauf, daß das Beru—

fungsgericht Vorschriften des materiellen Rechts, und zwar

die 55 1, 5 und 85 BVG, unrichtig angewandt habe.

Die Klägerin beantragt mit Schriftsatz vom 17. März 1956
die Revision des Beklagten gegen das Urteil des LSGer. xxxxxx

xxxxxxxxxx vom 16. Februar 1955 als unzulässig zu verwerfen,

ferner den Beklagten zu verurteilen, ihr die Kosten des Ver—

fahrens zu erstatten.

äatsgll_e.i_.dyaas.eriänés

Die Revision ist in der gesetzlichen Form und Frist ein—
gelegt und begründet worden, sie ist aber trotz der Zulassung

nach @ 162 Abs. 1 Nr° 1 SGG im Urteil des LSGer. nicht statt—
haft°

_
Zu den Prozeßvoraussetzungen, die unabhängig von den mit

der Revision geltend gemachten Gründen vom Revisionsgericht

von Amts wegen zu prüfen sind, gehört die Statthaftigkeit der

Revision an sich. An diesem Erfordernis fehlt es, wenn die

Revision sich gegen ein Urteil richtet, das endgültig, d.h.

mit einem weiteren Rechtsmittel überhaupt nicht mehr anfecht»
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bar ist„ Im vorliegenden Fall ist das Urteil des LSGer„ nach

@214 Abs„ 5 SGGendgültig„

Es kann dahingestellt bleiben, ob das Urteil des Versor—

gungsgerichts thxxxxxxxrx vom 25„ November 1955, das erst am
4° Januar 1954'dem Beklagten zugestellt wurde, beim Inkrafttre—

ten des see (1.1 1954) rechtskräftig war oder nicht‚ Wares
schon mit der Vérkündung rechtskräftig, So steht außer Zweifel,"

daß es nur in den Grenzen des @ 214 SGG angefochten werden konn—

te und daß das über das Rechtsmittel entscheidende Urteil des
ISSGer° nach 5 214 Abs° 5 SGG endgültig ist„ Aber auch wenn das

Urteil des Versorgungsgerichts nicht sofort rechtskräftig wurde,

weil etwa nach altem Verfahrensrecht durch fristgerechte Einle—

gung eines Rechtsmittels der Weg zu einem höheren Gericht be—‘

schritten werden konnte, so ist es auf jeden Fall mit der Ver—

kündung rechtswirksam geworden„ Nach allgemeinen Rechtsgrundsät—

zen, die im Land Rheinland—Pfalz (% 15 des Lendesversorgungsge—
setzes vom 18„1.1949 —_GVB1° S° 11), aber auch schon im alten

Verfahrensrecht der Sozialversicherung und Kriegsopferversorgung

galten (vgi° @ 1671 Abs‚ 1, @1679 EVO; @51 der vo über Ge—
schäftsgang und Verfahren der Versicherungsämter, alle in der

bis zum 31„12„1953 gültigen Fassung; 5 134 des Gesetzes über das

Verfahren in Versorgungssachen vom
10.1;1922 i.d.F- vom 20.5°

1928), werden die auf Grund einer mündlichen Verhandlung erlasse—

nen Urteile mit der Verkündung rechtswirksam° d.h° in erster

Linie für das Gericht selbst bindend (vgl° @518 ZPO)° Das Urteil

des Versorgungsgerichts xxxxxxxXxxxx vom 23. November 1953 ist

ein Urteil dieses Gerichts geblieben (vgl. Urt. des BSG v. 20°

9„1955 — 9 RV 78/54 €) auch, nachdem das Versorgungsgericht in—

folge Einführung des SGG mit Ablauf des Jahres 1953 zu bestehen

aufgehört hat° Es handelt sich mithin um die Entscheidung eines

Versorgungsgerichts, die in der Zeit vom 8° Mai 1945 bis zum

Inkrafttreten des SGG "ergangen" ist (Vglo @ 214 Abs. 1 SGG)°

War das Urteil des Versorgungsgerichts nach altem Verfahrens—

rechts mit einem weiteren Rechtsmittel anfechtbar, so ist die

Streitsache, da das Urteil dem Beklagten erst am 4. Januar 1954

Zugestellt wurde, am 51„ Dezember 1955 noch rechtshängig, und

zwar beim Versorgungsgericht xxxxxxxxerx anhängig gewesen„ Nach

Anfechtung des versorgungsgerichtlichen Urteils ist die Streit—

sache kraft der Anfallwirkung des eingelegten Rechtsmittels beim
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LSGer, xrxxxixxkxxéxix als ein Fall des 5 214 Abs. 1 SGGan_
hängig geworden (vgl. für Berlin Urt. v. 20.9.1955 —9 RV
78/54), Die Zustellung des Urteils des Versorgungsgerichts

an den Beklagten kann allenfalls für den Beginn der Rechts—

mittelfrist bedeutsam sein, nicht aber für den Bestand der

Entscheidung, da sie mit der Verkündung bereits vorhanden

war° DasLSGer. ist daher nicht auf Grunddes £ 145, der das
Urteil eines Sozialgerichts voraussetzt, sondern des 5 214

SGG zuständig gewesen° Diese Beurteilung steht im Einklang

mit der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSGer)

(Beschl„ vom 2.7.1955 _.5 RJ 15/55 +; vom 22.10.1955 —‚8 RV
419/55 - und vom 22.101955 —‚8 RV 429/55 -; vom 14.7.1955 «
9 RV 102/54 -, Ur1:° vom 20.9 1955 - 9 RV 78/54; Urt„ des er»
kennenden Senats vom 7,7„1955 _ 10 nv 175/54)°

Die gegen einige dieser Entscheidungen (Beschlüsse vom
22„10„1955 — 8 RV 419/55

— und — 8 RV 429/55 —) im Schrift-

tum vorgebrachten Einwendungen konnten den erkennenden Se—

nat nicht bestimmen, seine Rechtsauffassung zu ändern° Die

Gegenmeinung (Krebs, "Sozialgerichtsbarkeit" 1956 S, 9 ff.,

Friede, ebenda S. 15 und 16) hält in Übergangsfällen der vor—
liegenden Art nicht 5 214, sondern 9 215 Abs° 2 SGG für an—
wendbar° Sie macht geltend, die Auslegung des SGG durch das

BSGer° entspreche nicht dem Willen des Gesetzgebers und be—

nachteilige die Parteien, deren Fälle kurz vor dem Inkraft—

treten des SGG entschieden wurden. Diese seien nunmehr zu
Unrecht jenen Parteien gleichgestellt, die ein vor dem 1.

Januar 1954 ergangenes Urteil nicht angefochten haben°

Stattdessen müßten Fälle dieser Art so behandelt werden, als

ob beim Inkrafttreten des SGG das Urteil eines Sozialgerichts

vorgelegen habe, gegen das die Berufung nach den 55 145 ff°

SGG stattfindet° Im übrigen treffe das BSGer„ seine Entschei—

dung in zu enger Anlehnung an den Wortlaut des 5 214 Abs° 1

SGG, das hier von "ergangenen Entscheidungen" Spricht° Diese

Fassung könnte den Schluß rechtfertigen, daß auch der Gesetz—

geber das Schwergewicht seiner Regelung auf die Rechtswirksam—

keit, nicht dagegen auf die Rechtskraft der getroffenen Ent—

scheidung gelegt habe° Das sei aber nicht der Fall. Mit den
Übergangsvorschriften in @ 214 SGG sollten nur die Fälle ge—

regelt werden, die beim Inkrafttreten des SGG bereits rechts—
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kräftig entschieden waren" Bei @ 214 SGG handele es sich um eine

Sondervorschrift für bestimmte zeitlich abgeschlossene Fälle;'

auf andere Fälle könne diese Regelung nicht ausgedehnt werden°

Diese, die Rechtsprechung des.B8Ger° bekämpfende Auffassung

ist nichtzu billigen° Die in @214 SGGgetroffenen Regelungen
lassen einen eindeutig.feststellbaren Willen des Gesetzgebers in

dem Sinne, wie er von den Gegnern der hier vertretenen Rechts—

auffassung behauptet wird, nicht erkennen° Wie die Urteile der

Versorgungsgerichte, die vor dem Inkrafttreten des SGG verkündet,

aber erst nach diesem Zeitpunkt zugestellt worden sind, hinsicht—

lich ihrer Anfechtbarkeit zu beurteilen sind, kann nur durch Aus—

legung auf Grund des Zweckes der Übergangsregelung im ganzen er—

mittelt werden° '
‘

Abgesehen
von den allgemeinen Vorschriften in @ 224 SGG über

das Inkrafttreten dieses Gesetzes und über das Außerkrafttreten‘

früherer Gesetze mußte das SGG einen Anfangstermin für die zeit—

liche Geltung seiner Vorschriften bestimmen, soweit es ihnen in

gewissem Umfang auch solche Einzelverfahren unterwirft, die am

1° Januar 1954 bereits abgeschlossen oder zwar anhängig, aber

noch unerledigt waren° Da die neue Sozialgerichtsbarkeit hin—

sichtlich der Gerichtsverfassung und des gerichtlichen Verfah—

rens in wichtigen Punkten von derjenigen Regelung sich unter—

scheidet, an deren Stelle sie getreten ist, ergab sich zwangs—

läufig, daß die schwebenden Verfahren, die in der Mitte zwischen

den vor dem1° Januar 1954 endgültig entschiedenen Sachen und

den erst seit dem 10 Januar 1954 rechtshängig gewordenen Neu—

fällen stehen, ungleich behandelt werden, je nachdem ob man sie

mit der ersteren oder der letzteren Gruppe vergleicht, Unter

diesen Umständen erscheint es sinnvoller, die von den Gerichten

alter Ordnung (Oberversicherungsämter, Versörgungsgerichte) er—

lassenen Entscheidungen, die unter der Herrschaft des SGG in

einem Rechtsmittelverfahren nachgeprüft werden können, zu einer

Einheit zusammenzufassen, als nach dem Tag ihrer Zustellung in

zwei Gruppen zu zerlegen°

Die Auffassung, in % 214 SGG seien unter den "ergangenen

Entscheidungen" nur rechtskräftige Entscheidungen zu verstehen,

ist eine willkürliche Annahme° Wenn in dem Wortlaut des @ 214

ein Hinweis auf die Rechtskraft einer früheren Entscheidung weg—
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gelassen ist, so hat dies einen guten Grund. Denn in den Län—

dern, in denen es nach dem Wegfall des Reichsversicherungsamts

und Reichsversorgungsgerichts nur einen einstufigen Gerichts—

aufbau gab, herrschte über die Rechtsmittelfähigkeit der vor
dem Inkrafttreten des SGG erlassenen Entscheidungen Unklar—

heit° Sie ist entstanden aus dem formellen Fortbestehen des

alten Verfahrensrechts und aus der durch die Macht der Tat—

sachen geänderten Gerichtsverfassung. Die Meinung, daß nach

Stillegung des Reichsversicherungsamts und Reichsversorgungs—

gerichts die Vorschriften über die Binlegung von Rechtsmit—

teln zu diesen Gerichten ihren Sinn verloren haben und daß

daher in den genannten Ländern die Urteile der Oberversiche—

rungsämter und Versorgungsgeriöhte in jedem Falle schon mit.

der Verkündung rechtskräftig wurden, war nicht unbestritten.

Der Gesetzgeber hat daher das Problem, den von einer älteren

Entscheidung betroffenen Parteien nachträglich erweiterten

Rechtsschutz nach dem SGG zu gewähren, zweckmäßig dadurch

gelöst, daß er von dem Erfordernis der Rechtskraft einer
Entscheidung in 5 214 ganz abgesehen hat.

Die Anwendung des @ 215 Abs. 2 SGG auf die beim Inkraft—

treten des SGG von einem Versorgungsgericht entschiedenen,

aber noch nicht réchtskräftigen Sachen würde dahin führen,

daß derselbe Streitfall noch einmal von einem Gericht der

gleichen Ordnung entschieden werden müßte. Eine solche Fol—

gerung widerspricht aber so sehr dem Sinn und Zweck der

Übergangsregelung, die eine beschleunigte Erledigung der so—

genannten Altfälle erreichen wollte, daß an ihr die Unrich—
tigkeit ihrer Prämisse offenbar wird (vgl. Beschl. vom 2.7°

1955 —3 RJ 13/55; Urt„ vom 7‚7‚1955 _ 10 BV 175/54 f), Das
angefochtene Urteil des L3Ger„ ist hiernach nach 5 214 Abs.
5 SGGals endgültig anzusehen°

Nach 5 160 SGG findet gegen die Urteile der Landessozi—
algerichte die Revision an das BSGer. statt, soweit sich aus

den 55 161 bis 178 nichts anderes ergibt. Die Vorschriften
über die Zulassung der Revision durch das LSGer. (@ 162 Abs°

1 Nr„ 1 SGG) bedeuten daher nicht eine Erweiterung, sondern
eine Einschränkung des in 5 160 SGG niedergelegten Grundsat—

zes, daß die Urteile der Landessozialgerichte mit der Revi—

sion anfechtbar sind. Diese Folgerung deckt sich mit dem
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rechtspolitischen Zweck der Revision im sozialgerichtlichen.Ver—

fahren, wie er sich aus @ 162 SGG ergibt. Urteile, bei denen die

weiteren in'ä 162 Abs‚ 1 SGG genannten Voraussetzungen für die

Statthaftigkeit der Revision nicht hinzukommen, sind von der

Nachprüfung im Revisionsverfahren ausgeschlossen„ Die Zulassung

der Revision auf Grund des 5 162 Abs° 1 Nr. 1 SGG setzt also ein

Urteil voraus, das überhaupt fähig ist, mit der Revision ange—
griffen zu werden° Dagegen ist es rechtlich unmöglich, daß die

Revision eines an sich unanfechtbaren Urteils durch den Aus—

spruch der Zulassung der Revision statthaft gemacht wird° Eine

derartige Erweiterung der Revisionsfähigkeit einer Entscheidung

widerspricht dem Gesetz. Die Zulassung der Revision gegen ein

gemäß @ 214 Abs, 5 SGG endgültiges Urteil ist daher unwirksam

und für das Revisionsgericht unbeachtlich. Der 10. Senat hält
hiernach

an seiner grundsätzlichen Auffassung (vgl„ Urteil vom

7.7.1955 — 10 RV 175/54 — und die dort angeführten Nachweisungen,

insbesondere für benachbarte Rechtsgebiete) fest„

Die Revision des Beklagten mußte daher nach 5 169 SGG als

unzulässig verWorfen werden°

Die Kostenentscheidung beruht.auf @ 193 SGG„
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